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Problem: Verfassungsbeschwerde gegen eine aufge-
hobene Norm (§ 219a StGB)
Einordnung: Grundrechte

BVerfG, Beschluss vom 10.05.2023
2 BvR 390/21

EINLEITUNG
Auch die 2.  Entscheidung dieser Ausgabe der „RA“ hat eine Verfassungs-
beschwerde zum Gegenstand, der Schwerpunkt liegt hier aber beim 
Prüfungspunkt „Beschwerdebefugnis“.

SACHVERHALT
Mit Urteil vom 24.11.2017 sprach das Amtsgericht Gießen die Beschwerde-
führerin (B) der Werbung für den Abbruch der Schwangerschaft gem. § 219a I 
StGB schuldig und verurteilte sie zu einer Geldstrafe. B, die in ihrer Arztpraxis  
in Gießen Schwangerschaftsabbrüche vornimmt, wurde zur Last gelegt, eine 
frei zugängliche Internetseite betrieben zu haben, auf welcher sie Informa-
tionen über Schwangerschaftsabbrüche verbreitet habe. Dort habe sie eine 
Datei zur Verfügung gestellt, in welcher sowohl allgemeine Informationen 
zum Schwangerschaftsabbruch als auch Hinweise zu den in der Praxis vorge-
nommenen Methoden enthalten gewesen seien.
Die von B gegen ihre strafrechtliche Verurteilung eingelegten Rechtsmittel 
führten zu einer Abänderung des Rechtsfolgenausspruchs, blieben jedoch 
im Übrigen erfolglos. Daraufhin erhob B fristgemäß Verfassungsbeschwerde  
zum BVerfG. Sie sieht sich in ihren Grundrechten aus Art.  5  I, 12  I GG ver-
letzt. Während des laufenden Verfahrens vor dem BVerfG hob der Deutsche 
Bundestag die Vorschrift des §  219a StGB sowie die hierauf beruhenden 
strafgerichtlichen Verurteilungen mit Gesetz vom 11.7.2022 rückwirkend auf 
(Art.  316n EGStGB). B hält gleichwohl an ihrer Verfassungsbeschwerde fest. 
Sie befürchtet, Art.  316n EGStGB könne in einem späteren Verfahren der 
abstrakten Normenkontrolle vom BVerfG aufgehoben werden, wodurch die 
gegen sie ergangenen strafgerichtlichen Urteile wieder aufleben würden. 
Diese Urteile könne sie wegen des zwischenzeitlich eingetretenen Fristablaufs 
dann aber nicht nochmals mit der Verfassungsbeschwerde angreifen. Des 
Weiteren könne sie auch im Falle der Wirksamkeit des Art.  316n EGStGB als 
rechtmäßig verurteilte Straftäterin qualifiziert und stigmatisiert werden. Es 
bestehe ein Unterschied darin, ob strafgerichtliche Urteile aus politischen 
Gründen durch den Gesetzgeber oder aus verfassungsrechtlichen Gründen 
durch das Bundesverfassungsgericht aufgehoben würden. Nur im letzteren 
Fall stünde fest, dass sie (B) zu Unrecht verurteilt worden sei. Allein diese 
Feststellung ließe die Beschwer entfallen. Schließlich bestehe die Beschwer 
auch deshalb fort, weil Art.  316n EGStGB die verhängte und durch sie ent-
richtete Geldstrafe unberührt lasse.
Hat die Verfassungsbeschwerde Erfolg?

LÖSUNG
Die Verfassungsbeschwerde hat Erfolg, soweit sie zulässig und begründet ist.

LEITSÄTZE (DER REDAKTION)

1.	 Die Verfassungsbeschwerde ist ein 
außerordentlicher Rechtsbehelf, 
der dem Einzelnen zur Vertei-
digung seiner Grundrechte und 
grundrechtsgleichen Rechte ein- 
geräumt ist. Darüber hinaus hat 
sie die Funktion, das objektive 
Verfassungsrecht zu wahren 
und seiner Auslegung und Fort- 
bildung zu dienen. Diese 
objektive Funktion der Verfas-
sungsbeschwerde ist dem vor- 
rangigen Zweck des Grundrechts-
schutzes jedoch untergeordnet.

2.	 Vergangene Beeinträchtigungen 
begründen eine gegenwärtige 
Betroffenheit, wenn eine Wieder-
holung des angegriffenen Hoheits- 
aktes zu befürchten ist, der gerügte 
Grundrechtseingriff besonders 
schwerwiegend ist und es um die 
Klärung einer verfassungsrecht-
lichen Frage von grundsätzlicher 
Bedeutung geht, die beeinträch-
tigende Wirkung des hoheit-
lichen Verhaltens noch andauert 
oder die Beeinträchtigung des 
Beschwerdeführers so kurzzeitig 
ist, dass er eine Entscheidung des 
BVerfG nicht rechtzeitig erlangen 
kann.

Obersatz
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A. Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde

I. Zuständiges Gericht
Da die Verletzung von Grundrechten des GG gerügt wird, ist das BVerfG für  
die Entscheidung über die Verfassungsbeschwerde zuständig, Art. 93 I Nr. 4a 
GG i.V.m. §§ 13 Nr. 8a, 90 I BVerfGG.

II. Beschwerdefähigkeit
B muss beschwerdefähig sein. Beschwerdefähig ist gem. Art.  93  I Nr.  4a GG 
„jedermann“, d.h. jeder, der Träger von Grundrechten oder grundrechts-
gleichen Rechten sein kann. Das sind jedenfalls natürliche Personen wie B, 
sodass sie beschwerdefähig ist.

III. Beschwerdegegenstand
Gegenstand der Verfassungsbeschwerde muss gem. Art. 93 I Nr. 4a GG ein Akt der 
öffentlichen Gewalt sein. Damit ist jedes Verhalten der Legislative, Exekutive und 
Judikative gemeint, vgl. §§ 95 II, III BVerfGG. B wehrt sich gegen § 219a StGB und die 
darauf beruhenden strafgerichtlichen Verurteilungen, somit also gegen Akte der 
Legislative und Judikative. Damit liegt ein tauglicher Beschwerdegegenstand vor.

IV. Beschwerdebefugnis
Gem. Art.  93  I Nr.  4a GG muss B beschwerdebefugt sein. Das bedeutet, nach 
ihrem substanziierten Vorbringen muss die Möglichkeit bestehen, dass sie durch 
den angegriffenen Beschwerdegegenstand in einem ihrer Grundrechte oder 
grundrechtsgleichen Rechte verletzt ist. Darüber hinaus muss sie auch selbst, 
gegenwärtig und unmittelbar betroffen sein. B könnte durch den angegriffenen 
§  219a StGB und die darauf beruhenden strafgerichtlichen Verurteilungen in 
ihren Grundrechten aus Art. 5  I, 12  I GG verletzt sein. Da die Vorschrift und die 
Verurteilungen inzwischen rückwirkend aufgehoben sind, ist aber fraglich, ob die 
zusätzliche Voraussetzung der gegenwärtigen Betroffenheit gegeben ist. Dafür 
könnte sprechen, dass Art. 316n EGStGB im Rahmen eines zukünftigen abstrakten 
Normenkontrollverfahrens für verfassungswidrig erklärt werden könnte und 
infolgedessen die aufgehobenen Strafurteile gegen B wieder aufleben würden.

„[21] Die Verfassungsbeschwerde ist ein außerordentlicher Rechtsbehelf, 
der dem Einzelnen zur Verteidigung seiner Grundrechte und grund-
rechtsgleichen Rechte eingeräumt ist. Darüber hinaus hat sie die Funktion, 
das objektive Verfassungsrecht zu wahren und seiner Auslegung und 
Fortbildung zu dienen. Für den Zweck der Grundrechtsverteidigung der 
Beschwerdeführerin ist eine Prüfung der Verfassungsmäßigkeit von Art.  316n 
EGStGB nicht erforderlich. Die genannte Regelung ist weder Gegenstand 
dieses Verfassungsbeschwerdeverfahrens noch ist die Beschwerdeführerin 
durch dieses Gesetz beschwert. Die Regelung wirkt sich vielmehr ausschließlich 
begünstigend auf ihre Grundrechtsposition aus, indem sie die gegen sie ergan-
genen Gerichtsentscheidungen und die zugrundeliegende Strafnorm des 
§  219a StGB aufgehoben hat. Insofern kommt es nicht entscheidend darauf  
an, ob die Klärung der Verfassungsmäßigkeit von Art.  316n EGStGB einen  
Beitrag dazu leisten könnte, das objektive Verfassungsrecht zu wahren und fort- 
zubilden. Denn die objektive Funktion der Verfassungsbeschwerde ist 
dem vorrangigen Zweck des Grundrechtsschutzes untergeordnet. Aus 
der in erster Linie zu betrachtenden Perspektive des Individualrechtsschutzes  
ist das Anliegen der Beschwerdeführerin vollständig erreicht. Einer weiteren 
Klärung verfassungsrechtlich bedeutsamer Fragen bedarf es insoweit nicht.

Abgrenzung BVerfG  Landes- 
verfassungsgericht

Schildheuer, JURA INTENSIV Skript 
Grundrechte, Rn 965

Schildheuer, JURA INTENSIV Skript 
Grundrechte, Rn 970

Wichtig: Die Merkmale „selbst, 
gegenwärtig und unmittelbar“ sind 
zusätzliche Voraussetzungen und 
nicht identisch mit der möglichen 
Verletzung von Grundrechten oder 
grundrechtsgleichen Rechten.

Problem: Gegenwärtige Betroffenheit

Mögliche Verfassungswidrigkeit des 
Art. 316n EGStGB

Funktionen der Verfassungsbe- 
schwerde

Verteidigung der Grundrechte (-),  
da Art.  316n EGStGB begünstigend 
ist.

Objektiver Schutz der Grundrechte 
ist nur nachrangiger Zweck der 
Verfassungsbeschwerde.
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[22] Im Übrigen kann ein mögliches Normenkontrollverfahren nicht 
durch eine Inzidentprüfung - hier des Art. 316n EGStGB - innerhalb eines 
Verfassungsbeschwerdeverfahrens ersetzt werden. Ansonsten würden 
die notwendige Abgrenzung und Balance zwischen den einzelnen 
Verfahrensarten unterlaufen werden. Prinzipale Normenkontrollverfahren 
sind abschließend in den Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 und Art. 100 Abs. 1 GG vor-
gesehen und an bestimmte Zulässigkeitsvoraussetzungen geknüpft. […] 
Wollte man zulassen, dass im Verfassungsbeschwerdeverfahren Normen 
zur verfassungsgerichtlichen Prüfung gestellt werden könnten, von denen 
wie vorliegend für die Beschwerdeführerin keine gegenwärtige Beschwer 
ausgeht und die sie selbst mit der Verfassungsbeschwerde mangels eigener 
rechtlicher Betroffenheit nicht angreifen könnte, wäre dies mit der aufge-
zeigten gesetzlichen Systematik nicht vereinbar.“

Demnach hat sich das Rechtsschutzziel der B durch die rückwirkende Auf-
hebung des §  219a StGB und der strafgerichtlichen Urteile erledigt. Die  
mithin in der Vergangenheit liegende Beeinträchtigung der B kann gleich- 
wohl unter bestimmten Voraussetzungen Gegenstand einer Verfassungs-
beschwerde sein.

„[25] Ein fortbestehendes Rechtsschutzbedürfnis kann nicht unter dem 
Gesichtspunkt einer Wiederholungsgefahr angenommen werden. Das 
setzt eine hinreichend konkretisierte Möglichkeit voraus, dass die 
Beschwerdeführerin erneut ähnlichen Hoheitsakten ausgesetzt wird, 
die sie bereits angegriffen hat. Eine solche Möglichkeit ist hier ausge-
schlossen. Der mittelbar angegriffene §  219a StGB wurde ersatzlos 
aufgehoben. Künftige Verurteilungen der Beschwerdeführerin wegen 
Werbens für Schwangerschaftsabbrüche kommen daher nicht in Betracht.

[26] Ein fortbestehendes Rechtsschutzbedürfnis kann weiterhin nicht damit 
begründet werden, dass sich die durch den angegriffenen Hoheitsakt 
einhergehende Belastung auf eine Zeitspanne beschränkt, in welcher 
die Beschwerdeführerin nach dem regelmäßigen Geschäftsgang eine 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts kaum erlangen konnte 
und ihr Grundrechtsschutz anderenfalls in unzumutbarer Weise ver-
kürzt würde. Um eine solche Konstellation geht es vorliegend nicht.

[27] Ein Rechtsschutzbedürfnis besteht auch nicht deshalb fort, weil ansonsten 
die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage von grundsätzlicher  
Bedeutung unterbliebe und der gerügte Grundrechtseingriff besonders 
belastend erscheint. Die Frage, ob die angegriffenen Hoheitsakte in besonders 
belastender Weise in die Grundrechte der Beschwerdeführerin eingegriffen 
haben, muss dabei nicht geklärt werden. Denn jedenfalls besteht für das nicht 
mehr geltende Recht kein über den Einzelfall hinausgehendes Interesse, 
seine Verfassungsmäßigkeit auch noch nach seinem Außerkrafttreten zu klären.

[28] Ein schutzwürdiges Rechtsschutzinteresse besteht schließlich nicht 
unter dem Gesichtspunkt einer fortdauernden Beeinträchtigung.

[29] Die Beschwerdeführerin macht insoweit ein Rehabilitationsinteresse 
geltend. Sie trägt hierzu vor, dass sie trotz Aufhebung der strafgerichtlichen 
Urteile weiterhin als verurteilte Straftäterin bezeichnet und dadurch stig-
matisiert werden könnte. […] Diese Argumentation geht fehl.

Abgrenzung zur abstrakten und 
konkreten Normenkontrolle

Zum Aufbau: Dieses Problem kann 
alternativ im Rechtsschutzbedürfnis 
erörtert werden.

Wiederholungsgefahr (-)

Die rein theoretische Möglichkeit, 
dass eine Vorschrift wie §  219a 
StGB erneut erlassen wird, genügt 
natürlich nicht.

Typischerweise kurzfristige Erle-
digung (-)

Grundsätzliche verfassungsrechtliche 
Frage (-)

Andauernde beeinträchtigende 
Wirkung (-)

Rehabilitationsinteresse (-)
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Speziell für Referendare

Problem: Erkennungsdienstliche Behandlung nach 
§ 81b StPO
Einordnung: Polizeirecht

OVG Bautzen, Urteil vom 13.03.2023
6 A 284/20

EINLEITUNG
Rechtsmittelentscheidungen können - je nach Prüfungsordnung der Bundes- 
länder - Gegenstand einer Klausur sein. Deshalb wird nachfolgend ein Beru-
fungsurteil dargestellt, anknüpfend an den prüfungsrelevanten § 81b StPO.

[Anm.: Im 2.  Examen sind die ÖR-Klausuren regelmäßig weitgehend identisch 
mit Originalentscheidungen. Daher werden die Entscheidungen in der RA mög-
lichst umfassend abgedruckt, auch um auf typische Formulierungen in der Praxis 
hinzuweisen.]

TATBESTAND

„Die Klägerin wendet sich gegen die Anordnung einer erkennungsdienst-
lichen Behandlung durch den Beklagten.
Mit Bescheid der Polizeidirektion Leipzig […] vom 26. September 2018 
wurde die am … 1951 geborene Klägerin auf den 9. November 2018 zur 
Durchführung einer erkennungsdienstlichen Behandlung gemäß §  81b 
2. Alt. StPO (a. F.) auf das Polizeirevier G. vorgeladen, um von ihr ein Drei- 
seitenbild, ein Ganzkörperbild, eine Personenbeschreibung, ein Spezialbild, 
sowie einen Zehnfinger- und Handflächenabdruck zu nehmen. Die erken- 
nungsdienstlichen Maßnahmen seien notwendig, da die Klägerin mehr- 
fach, insbesondere wegen wiederholten Ladendiebstahls, auffällig geworden 
sei. Die einzelnen Maßnahmen seien geeignet, etwaige spätere Ermit-
tlungen zu fördern und verhältnismäßig.
Anlass war ein gegen die Klägerin geführtes Ermittlungsverfahren 
(156  Js  66903/18) wegen Diebstahls. Der Klägerin wurde zur Last gelegt,  
am 23. Mai 2018 in den Geschäftsräumen der Firma ... in L. Waren in ihren 
mitgebrachten Einkaufskorb gelegt und die Filiale verlassen zu haben, 
ohne zu bezahlen.
Zuvor war gegen die Klägerin mit Strafbefehl des Amtsgericht G. vom 
29. Juli 2013 […] zunächst eine Geldstrafe von 10 Tagessätzen zu 15,00 € 
verhängt, worden, weil sie am 31. Mai 2015 in den Geschäftsräumen der 
... in G. Waren im Wert von 8,93  € in ihren Rucksack gepackt habe, ohne 
diese bezahlen zu wollen. […] Auf den Einspruch der Klägerin, den sie 
im Wesentlichen damit begründet hatte, die Waren seien von ihr bezahlt 
worden, wurde das Verfahren trotz hinreichenden Tatverdachts vom 
Amtsgericht G. […] gemäß §  153a Abs.  2, 1 StPO gegen Zahlung einer 
Geldauflage von 150,00 € endgültig eingestellt, nachdem die Klägerin die 
Zahlungsauflage erfüllt hatte.
Wegen unerlaubten Entfernens vom Unfallort am 23. April 2013 wurde die 
Klägerin vom Amtsgericht P. am 10. Oktober 2013 […] zu einer Geldstrafe 
von 20 Tagessätzen zu 10,00  € und einem Monat Fahrverbot verurteilt. 
Ein weiteres Ermittlungsverfahren wegen unerlaubten Entfernens vom 
Unfallort am 3.  Juni 2013 wurde von der Staatsanwaltschaft L. gemäß  

LEITSATZ
Die wiederholte Begehung minder-
schwerer Delikte kann dazu führen, 
dass diese in ihrer Gesamtheit nicht 
mehr als Bagatelldelikte einge-
stuft werden können und damit ein 
öffentliches Interesse an der Auf-
klärung künftiger Straftaten besteht, 
das die Anordnung erkennungs-
dienstlicher Maßnahmen recht- 
fertigt.

Ein Einleitungssatz ist in der Praxis 
zwar üblich, in einer Klausur aber 
nicht erforderlich, wenn im Rubrum 
unter „wegen“ eine Zusammenfas- 
sung des Streitgegenstandes erfolgt.

Geschichtserzählung / Unstreitiges 
/ feststehender Sachverhalt: Grds. 
Indikativ Imperfekt. 

Ausn.: Vorgänge / Zustände reichen 
bis in die Gegenwart (sog. IST-
Zustände), dann Indikativ Präsens.

Erlass des Ausgangsbescheids gehört 
zur Geschichtserzählung, also 
Indikativ Imperfekt.

Begründung des Ausgangsbescheids: 
Konjunktiv Präsens

[30] Der Gesetzgeber hat durch den Erlass von Art.  316n Abs.  1 Nr.  1 
EGStGB die gegen die Beschwerdeführerin ergangenen strafgericht-
lichen Entscheidungen aufgehoben. Für den Eintritt dieser Rechts-
folge spielt es keine Rolle, ob das Aufhebungsgesetz verfassungs-
mäßig ist. Mit der Aufhebung der strafgerichtlichen Verurteilung der 
Beschwerdeführerin und der zugrundeliegenden Strafnorm des §  219a 
StGB wurde die Beschwerdeführerin umfassend rehabilitiert. Dies ent-
spricht auch der erklärten Absicht des Gesetzgebers. Wie der Begründung 
zum Gesetzentwurf zu entnehmen ist, war sich der Gesetzgeber bei Erlass 
des Art. 316n EGStGB bewusst, dass die nachträgliche Aufhebung von 
rechtskräftigen Gerichtsurteilen durch den Gesetzgeber eine Maßnahme 
darstellt, die in einem Rechtsstaat besonderer Rechtfertigung bedarf. 
Diese Rechtfertigung hat er vorliegend ausdrücklich aus einem seiner 
Ansicht nach bestehenden Rehabilitierungsauftrag für die nach § 219a 
StGB Verurteilten abgeleitet. Insofern darf sich die Beschwerdeführerin 
darauf berufen, keine verurteilte Straftäterin mehr zu sein. Welche 
zusätzliche Rehabilitationswirkung von einer verfassungsgerichtlichen 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit des §  219a StGB ausgehen sollte, 
erschließt sich daher nicht.

[31] Der Umstand, dass die entrichtete Geldstrafe der Beschwerdeführerin 
noch nicht erstattet wurde, führt ebenfalls nicht zu einer fortdauernden 
Belastung. Der Wortlaut des §  13 Abs.  1 EBAO sieht vor, dass die 
Vollstreckungsbehörde die Zurückzahlung zu Unrecht vereinnahmter 
oder aufgrund besonderer Ermächtigung zurückzuzahlender Geldbeträge 
anordnet. Die durch den Gesetzgeber angeordnete Aufhebung […] der 
[…] verhängten Geldstrafe dürfte jedenfalls unter den Tatbestand eines zu 
Unrecht vereinnahmten Geldbetrags fallen. […] Der Umstand, dass eine 
Erstattung nach § 13 Abs. 1 EBAO grundsätzlich von Amts wegen zu erfolgen 
hat, hier nach dem Vortrag der Beschwerdeführerin bislang noch nicht 
geschehen ist, ändert nichts daran, dass es der Beschwerdeführerin offen 
steht und ihr zumutbar ist, die von ihr bereits beantragte Rückforderung 
der Geldstrafe weiter zu betreiben und gegen ablehnende Entscheidungen 
den hierfür eröffneten Rechtsweg zu beschreiten.“

Folglich kann B die in der Vergangenheit liegende Beeinträchtigung nicht  
zum Gegenstand der Verfassungsbeschwerde machen, sodass sie nicht 
beschwerdebefugt ist.

B. Ergebnis
Die Verfassungsbeschwerde der B ist unzulässig.

FAZIT
Der Beschluss des BVerfG ist prüfungsrelevant, weil er sich intensiv mit der 
oftmals problematischen Voraussetzung der gegenwärtigen Beschwer bei 
einer Verfassungsbeschwerde auseinandersetzt.
Die von der Beschwerdeführerin angesprochene mögliche Aufhebung des 
Art.  316n EGStGB in einem künftigen Normenkontrollverfahren würde im 
Übrigen aus Vertrauensschutzgesichtspunkten wohl nicht zum Wiederauf-
leben der strafgerichtlichen Verurteilungen führen.

BT-Drs. 20/1635, S. 11 f.

Fehlende Erstattung der bezahlten 
Geldstrafe genügt nicht.

EBAO = Einforderungs- und 
Beitreibungsanordnung

Vgl. Rn 23 der Entscheidung




